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KLEINE ANFRAGEN 

Detaillierte Rechnungen 
für Patienten 
VADUZ - «Die Regierung spricht sich 
grundsätzlich dafür aus, dass dem Patienten 
eine detaillierte Rechnung zugestellt werden 
soll», so Regierungsrat Martin Meyer auf die 
Kleine Anfrage des FL-Abgeordneten Pepo 
Frick über detaillierte Patientenrechnungen. 
Zwei Möglichkeiten sind dabei denkbar: 
«Einerseits könnte zwischen dem Kranken­
kassenverband und der Ärztekammer das Sys­
tem des «Tiers garant» vereinbart werden 
oder andererseits könnte das Krankenversi­
cherungsrecht analog der Schweiz angepasst 
werden, so dass der Patient eine Kopie der 
Rechnung vom Leistungserbringer erhält, die 
an den Versicherer gesendet  \Vurde.  Die Re­
gierung hat die zweite Möglichkeit geprüft 
und bereits damit begonnen, einen entspre­
chenden Vorschlag zu erarbeiten. Da noch än­
dere Änderungen am Krankenversicherungs­
gesetz bzw. in der dazugehörenden Verord­
nung anstehen, hat . die Regierung beschlos­
sen, die geplanten Änderungen gemeinsam in 
einem Schritt umzusetzen.» (pk) 

Aids-Tests: Heutige Risiko­
gruppen lassen sich testen 
VADUZ - Im Namen seiner Petitionskollegin 
Josy Biedermann und seinem Petitionskolle­
gen Pepo Frick stellte Harry Quaderer die Fra­
ge nach der Kostentragung des anonymen 
Aids-Tests an die Regierung. In Liechtenstein 
werde eine Dunkelziffer von 100 bis 120 HIV-
positiv erkrankter Personen angenommen. 
Seit 1985 sind 20 Menschen an dieser unheil­
baren Krankheit gestorben. 

Regierungsrat Martin Meyer führte dazu 
aus, dass die bisherige Praxis der Kostenüber­
nahme der anonymen HIV-Tests aus fach­
lichen Gründen auf Antrag der Fachstelle für 
Sexualfragen und HIV-Prävention eingestellt 
worden sei. Gemäss Einschätzung der Fach­
stelle geht die grösste Gefährdung heute vom 
Sexualverhalten aus. Es handle sich nicht 
mehr um einen Personenkreis, der sich kos­
tenpflichtige Tests nicht leisten könne. Diese 
heutige Risikogruppe sei im Gegensatz zur 
früheren Risikognippe wie Drogenabhängige 
zudem daran interessiert, sich testen zu lassen. 
Jährlich würden etwa 25 000 Franken einge­
spart, «wobei die Kosteneinsparung bei der 
Entscheidung nicht massgebend war», (pk) 

Gewaltsituation 
nicht ausgeweitet 
VADUZ - «Die Gewaltsituation hat sich in 
Liechtenstein in den letzten zwei Jahren nicht 
merklich verändert. Anlässlich von öffent­
lichen Veranstaltungen kommt es gelegentlich 
zu gewalttätigen Auseinandersetzungen zwi­
schen Jugendlichen, wobei sehr oft übermäs­
siger Alkoholkonsum die Ursache ist», sagte 
Regierungsrat Martin Meyer auf die entspre­
chende Anfrage des VU-Abgeordneten Ivo 
Klein. «Angehörige der rechten Szene fallen 
dabei durch eine erhöhte Gewaltbereitschaft 
auf, wobei allerdings nicht ausschliesslich 
diese Gruppe in gewalttätige Auseinanderset­
zungen involviert ist. Die Anzahl gewalttäti­
ger Vorfälle hat sich gemäss den Erkenntnis­
sen der Landespolizei im Vergleich zum Vor­
jahr nicht wesentlich verändert, d.h. es kann 
keine signifikante Veränderung der Gewaltbe­
reitschaft im Vergleich zum letzten Jahr fest­
gestellt werden. Die Regierung verfolgt diese 
Entwicklung insgesamt jedoch sehr aufmerk­
sam.» (pk) 

Klimarappen 
nicht unbedingt anwendbar 
VADUZ - Der Klimarappen sei rein rechtlich 
betrachtet aufgrund des Zollverträges in  
Liechtenstein nicht anwendbar, sagte Regie­
rungsrat Hugo Quaderer auf eine Anfrage des 
FL-Abgeordneten Pepo Frick. Im Grundsatz 
sei er ein Finanzierungsmittel der Schweizer 
Wirtschaft zur Erfüllung der COj-Reduk-
tionsziele auf freiwilliger Basis im Rahmen 
des CO:-Gesetzes. «Liechtenstein ist eigener 
Vertragsstaat der Klimakonvention und des 
Kyoto-Protokolls mit eigenen nationalen Re­
duktionsvorgaben und muss damit seine Re­
duktionsziele eigenständig erfüllen», erklärte 
der Umweltminister. (pk) 

Medizin mit Sparpotenzial 
Regierungsrat Martin Meyer zur Kostenentwicklung im Gesundheitswesen 

VADUZ - Eine Nullrunde bei den 
Prämienrechnungen sei eher 
die Ausnahmesituation, sagte 
Regierungsrat Martin Meyer 
auf die Kleine Anfrage von Wen­
delin Lantpert (IBP) bezüglich 
Entwicklung der Gesundheits­
kosten. In der Schweiz rechnet 
man auf das kommende Jahr 
mit einer Kostenstelgerung von 
6 bis 8 Prozent. Wird die liech­
tensteinische Prämienstruktur 
auch tangiert? 

«Für das laufende Jahr rechnet der 
Branchenverband wiederum mit 6 
bis 8 % Kostensteigerung, da in der 
Schweiz nach wie vor keine struk­
turellen Korrekturen vorgenommen 

. wurden», hielt der FBP-Abgeord­
nete Wendelin Lampert in seiner 
Kleinen Anfrage fest. Diese Kos­
tensteigerung im Jahr 2004 und im  
laufenden Jahr wird gemäss Sante-
suisse entsprechende Auswirkung 
auf die Erhöhung der Krankenkas­
senprämien in der Schweiz haben. 

Angesichts dieser Entwicklung 
bei unserem Nachbarn erkundigte 
sich Wendel in Lampert bei der Re-
gierüng über die allfälligen Auswir­
kungen auf Liechtenstein. 

Erst provisorische Zahlen 
Regierungsrat Martin Meyer teil­

te dazu Folgendes mit: «Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt sind aus­
schliesslich provisorische Zahlen 
für den Zeitraum des ersten Halb­
jahres 2005 verfügbar. Diese Zah­
len zeigen ein uneinheitliches Bild, 
so sind die Kosten in einigen Be­
reichen gesunken, während sie in 
anderen Bereichei) gestiegen sind. 
Zu erwähnen ist, dass -durch die 
Kleinheit Liechtensteins Verschie­
bungen in der Rechnungsstellung 
und der Verarbeitung von Rech­
nungen das Kostenbild im Jahres­
verlauf stark verändern können, so­
dass diese provisorischen Zahlen 
keine verlässlichen Aussagen zu­
lassen. Umfassende Zahlen zur 
Kostenentwicklung im liechten­
steinischen Gesundheitswesen 
werden erst im Verlauf des vierten 
Quartals dieses Jahres vorliegen. 
Die Regierung wird bei Vorliegen 
dieser Zahlen selbstverständlich 

Regierungsrat Martin Meyer: Die Kostensteigerung im schweizerischen 
Gesundheitssystem ist nicht unmittelbar auf Liechtenstein anwendbar. 

über die aktuelle Kostenentwick­
lung informieren.» 

Frage mich nicht beantwortbar 
Dies lasse gegenwärtig kein ein­

heitliches Bild auf die Prämienent­
wicklung zu. Die im Gesundheits­
system entstehenden Kosten werden 
durch drei Stützen getragen: erstens 
die Prämien der Versicherten, zwei­
tens die Franchise und die Kostenbe­
teiligung der Versicherten sowie drit­
tens den Staatsbeitrag und allenfalls 
die Prämienverbilligung. «Wenn ein 
Anstieg der Gesundheitskosten 
durch die beiden letztgenannten 
Stützen nicht aufgefangen werden 
kann, muss das Kostenwachstum 
durch eine Prämienerhöhung getra­
gen werden. Massgebend hierfür ist 
jeweils die Kostenentwicklung im 

laufenden Jahr und andererseits die 
prognostizierte weitere Entwick­
lung. Es sei ah dieser Stelle aber 
darauf hingewiesen, dass das Aus­
bleiben einer Prämienerhöhung eher 
der Ausnahmefall ist - alleine schon 
aufgrund möglicher teuerungsbe­
dingter Kostensteigerungen.» 

Reformen unternommen 
In Liechtenstein wurden in den 

vergangenen Jahren verschiedene 
Reformschritte zur Sicherung einer 
erstklassigen und langfristig finan­
zierbaren medizinischen Versor­
gung unternommen. 

Martin Meyer weiter: «Hierzu 
zählen beispielsweise der Ärzte­
stopp, der dann durch die Einfüh­
rung des neuen Krankenversiche­
rungsgesetzes in die Aufhebung des 

Kontrahierungszwangs mündete, 
oder auch die Stärkung der Eigen? 
Verantwortung der Versicherten.» 

Diese und weitere Massnahmen 
zeigen Wirkung, denn mit der Auf­
hebung des Kontrahierungszwangs 
konnte erreicht werden, dass die 
Gesundheitskosten nicht durch eine 
unkontrollierte Zunahme an Ärzten 
zusätzlich unter Druck geraten sind. 
Die Stärkung der Eigenverantwor­
tung wiederum soll unter anderem 
auch zu einer grundsätzlichen Be-

. wusstseinsbildung seitens der Versi­
cherten führen. Dabei handelt es 
sich um einen langfristigen Prozess. 

Weitere Reformschritte nötig 
Die Regierung sei der Auffas­

sung, dass weitere Reformschritte 
im Gesundheitsbereich nötwendig 
sind, um die Kosten langfristig zu 
stabilisieren. «Ein Handlungsfeld, 
das intensiv geprüft wird, ist der 
Bereich Medikamente. Einerseits 
wird die in der Schweiz angekUn-

- digte Senkung der Medikamenten­
preise auch in Liechtenstein umge­
setzt, andererseits prüft Liechten­
stein unabhängig von der Schweiz, 
inwieweit unsere Anbindung an 
den EWR-Raum genutzt werden 
kann, um gewisse Medikamente 
billiger zu importieren.^ 

Spitalkosten mitverantwortlich 
Ein weiteres Handlungsfeld seien 

die Spitalkosten, die aktuell in der 
Schweiz für einen grossen Teil der 
Kostensteigerungen verantwortlich 
sind. In diesem Bereich wird die 
Regierung prüfen, ob für gewisse 
Spezialbehandlungen Verträge mit 
ausländischen Spitälern abge­
schlossen werden sollen, die ent­
sprechende Behandlungen in  
gleicher Qualität, aber bei tieferen 
Kosten ausführen können. 

Ein weiteres Handlungsfeld ist 
schliesslich die Gesundheitsprä­
vention. Eine Stärkung des präven­
tiven Elements im Gesundheitssys­
tem kann mittel- und langfristig zu 
einer Stabilisierung der Kosten bei­
tragen. Daher ist geplant, in Liech­
tenstein das gesundheitspräventive 
Angebot insbesondere in den Be­
reichen Schule und Arbeitsplatz 
auszuweiten. (pk) 

Auf Tarmed vorbereitet 
Krankenkassenverband ist für Einführung gerüstet 

VADUZ - An der Einführung des 
Tarffsystems Tarmed in Liech­
tenstein wird festgehalten. Un­
ter verschiedenen Bedingungen 
ist die Ärzteschaft zu diesem 
Schritt bereit. Die Ärztekammer 
will Gespräche mit dem Kran­
kenkassenverband aufnehmen. 

«Der Liechtensteinische Kranken­
kassenverband (LKV) hat die Re­
gierung darüber informiert, dass 
seine Mitglieder auf Tarmed vorbe­
reitet seien. Das Landesspital be­
reitet ebenfalls alles für eine ter­
mingerechte Einführung von Tar­
med vor. Die Ärztekammer ihrer­
seits hat an ihrer Plenarversamm-
lung beschlossen, Verhandlungen 
mit dem L K V  betreffend die Ein­
führung von Tarmed aufzuneh­
men», sagte Regierungsrat Martin 
Meyer auf die entsprechende An­
frage des FBP-Abgeordneteri Wen­
delin Lampert. 

Ärzte stellen Bedingungen 
Gemäss der Regierung über­

mittelten Informationen habe die 
Ärztekammer aber auch mögliche 

Bedingungen formuliert, welche 
aus ihrer Sicht mit der Einführung 
von Tarmed verbunden sind. 

Datenschutzproblematik 
bekannt 

Mit  Tarmed wird eine einheitli­
che Bemessung der Arztleistungen, 
die separate Gewichtung von Infra­
struktur und Arztleistung, die 
Schaffung einer aktuellen Nomen­
klatur aller medizinischen Leistun­
gen und die betriebswirtschaftli­
che, transparente und nachvollzieh­
bare Neubearbeitung eines einheit­
lichen Arzt- und Spitaltarifes ange­
strebt. 

Die Tarmed-Struktur sei analog 
der Schweiz umzusetzen. «Die Re­
gierung ist sich der Datenschutz­
problematik im Zusammenhang 
mit Tarmed bewusst und steht in re­
gelmässigem Kontakt mit dem Da­
tenschutzbeauftragten. Die Regie­
rung steht auch in regelmässigem 
Kontakt mit dem Bundesamt für 
Gesundheit in Bern und der Daten­
schutzbeauftragte mit seinem Kol­
legen, dem Eidgenössischen Da­
tenschutzbeauftragten (EDSB). 

Wendelin Lantpert (FBP): Kommt 
Tarmed auf 2006? 

Ziel dieser Kontakte ist eine Vorbe-
. reitung des Tarmed dergestalt, dass 

sich verschiedene Probleme bei der 
Einführung in Liechtenstein nicht 
stellen werden. (pk) 

U M W E L T  

VADUZ - Regierungsrat Hugo 
QuaderereridMrtebei der Beant­
wortung einer Kleinen Anfrage, 
dass im Rahmen des koordinier­
ten Untersuchungsprogranunes 
Alpenrbein von de» Fischerci-
fachMeUenGraibünden, St Gal­
len, Liechtenstein und Vorarl­
berg Mitte August 2005 eine 
erste systematische Befischung 
des Alpenrheins durchgeführt 
worden sei. Dabei wurde d«it-
lieh, dass der Aipcnrhein ala Lfr-
bensraum nach wie vor eilton 
schlechten Zustand aufweist, 
obwohl die WasserquaHtÄauf 
Grand der umtaiigreiohen Ab-
waasereanieruog gute Werte 
zeigt. Dieses DeSiit wurde ne-

tnle Fhiassa&le undGnmdw*8-
«wnewbildung berriisAnfang 

90cr-Jahrp -M S&mtfnmen-
ffiit der Rhein-

w u ^ f 9 9 5  d i e Ä « w t i o n a t o  
RcgjcrungBkotnmisiHon Alpen̂  
rittin (IRKA) gegründet (pk) 


